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Der Bundesminister 

für wissenschaftliche Forschung Bad Godesberg, den 3. April 1967 

II 8 - 3652 - 73 - 6/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bett.: Rechenkapazität im Bereich der deutschen Wissenschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Moers ch, Frau Funcke, Dr. Mlihlhan, Busse, Dr. Diemer- 
Nicolaus und der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/1584 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich für die Bundes- 
regierung wie folgt: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die in einer 
Denkschrift des Deutschen Rechenzentrums aus 
dem Jahre 1965 getroffene Feststellung: 

„Für ein überregionales Rechenzentrum, das sich 
laufend der Bedarfsentwicklung anpassen muß, 
ist das Mieten einer Rechenanlage zweckmäßi- 
ger als der Kauf. Daraus ergibt sich der Vor- 
schlag, zunächst für die Jahre bis etwa 1968 
eine Rcchenanlage zehnfacher Leistung gegen- 
über der bisherigen zu mieten und erst auf 
Grund der bis dahin gemachten Erfahrungen und 
unter Berücksichtigung der weiteren Fortschritte 
der Rechentechnik eine nochmalige Verstärkung 
der Rechenleistung vorzunehmen." ? 

Vorab ist formell festzustellen, daß es sich bei der 
Denkschrift aus dem Jahre 1965 nicht um eine Denk- 
schrift des Deutschen Rechenzentrums (DRZ) han- 
delt, sondern um eine Denkschrift, die der Stiftungs- 
vorstand des DRZ gemeinsam mit einigen wissen- 
schaftlichen Mitarbeitern in persönlicher Verant- 
wortung ausgearbeitet hat. Weder der Wissenschaft- 
liche Rat noch das Kuratorium des DRZ haben diese 
Denkschrift gebilligt; sie sind von den Bearbeitern 
auch nicht um eine Billigung gebeten worden. 

Die Frage, ob das Mieten einer Großrechenanlage 
zweckmäßiger ist als der Kauf, wird unterschiedlich 
beurteilt. Auch in der erwähnten Denkschrift wird 
auf die allgemein bekannte Tatsache hingewiesen, 
daß die Kosten für die Miete einer Rechenanlage 
nach rd. 4 Jahren die Kosten des Kaufs erreichen, 


bei voller Auslastung in 3 Schichten eventuell schon 
eher. Daraus folgt, daß hei einer nur 2jährigen Miet- 
zeit bereits mindestens die Hälfte des Kaufpreises 
aufgewendet werden muß. Bei Endo der Mietzeit ist 
die Maschine zurückzngeben. Beim Kauf hat da- 
gegen eine Großrochenanlage trotz der raschen 
technischen Entwicklung auch nach 4 Jahren noch 
einen Nutzungswert und darüber hinaus einen wirt- 
schaftlichen Wert, so daß bei einer späteren Weiter- 
veräußerung noch ein beachtlicher Erlös erzielt wer- 
den kann. In mehreren I loch sehn lrechenzentren wird 
noch auf Maschinen gerechnet, die vor mehr als 
4 Jahren beschafft wurden. Hätte man diese Maschi- 
nen gemietet, so hätte der Gesamtmietpreis den 
Kaufpreis inzwischen überstiegen. 

Für den einzelnen Benutzer einer Maschine mag im 
Einzelfall eine Miete durchaus zweckmäßig sein, 
ebenso für ein Großrechenzentrum, wenn es ständig 
über die technisch neueste Anlage verfügen und die 
Maschine daher in kurzen Zeiträumen ausgewechselt 
werden muß. Von dieser Konzeption ist die Denk- 
schrift ausgegangen. Für den Geldgeber, wie z. B. 
für die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 
spielt aber auch eine Rolle, daß er die Maschine an 
anderer Stelle später weiter verwenden kann. Die 
Stifter der „Stiftung Deutsches Rechenzentrum", also 
das Land Hessen, die DFG und der Bund, neigen 
außerdem dazu, das DRZ dauernd mit 2 Großrechen- 
anlagen auszustatten. Bei. einer solchen Lösung kann 
die jeweils ältere Anlage gegen eine neue ausge- 
tauscht werden. Die Aufstellungsdauer der einzel- 
nen Anlage würde dann mindestens 4 Jahre, wahr- 
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scheint ich einen längeren Zeitraum betragen. In 
diesem Fall ist der Kauf aus den genannten Gründen 
rentabler als die Miete. 

Wie ich bereits in der Beantwortung der dringlichen 
mündlichen Anfrage der Herren Abgeordneten 
Moersch und Raffert im Deutschen Bundestag am 
25. November 1 966 erklärt habe, hat der Hauptaus- 
schuß der DFG zugleich mit dem Beschluß über den 
Kauf der TR 440 für das DRZ vorgcschlagen, die 
z. Z. im DRZ stehende Rechenanlage zumindest für 
einen Übergangszeitraum weiter zu betreiben. Das 
Kuratorium des DRZ hat diesem Vorschlag zuge- 
stimmt und die erforderlichen Maßnahmen getroffen, 
um einen gleichzeitigen Betrieb von 2 Großrechen- 
anlagcn im DRZ zu gewährleisten. 

2. Wie weit haben sich die im Jahre 1965 getroffe- 
nen Bedarfssdiätzungen des Deutschen Rechen- 
zentrums für den Zeitraum bis 1968 Ende 1966 
als richtig erwiesen? 

Nach Mitteilung des Stiftungsvorstandes des DRZ 
haben sich die im Jahre 1965 getroffenen Bedarfs- 
schätzungen für den Zeitraum bis 1968 am Ende des 
Jahres 1966 im wesentlichen als zutreffend erwiesen. 
Die über die Kapazität der vorhandenen Maschine 
hinaus benötigte Rechenzeit konnte auf anderen 
Großrechenanlagen gemietet werden. 

3. Welche Konsecj uenzen müssen nach Ansicht der 
Bundesregierung aus den Vorschlägen und Be- 
rechnungen in der Denksdirift des Deutschen 
Rechenzentrums über die unter wissenschaft- 
lichen und wirtschaftlich-finanziellen Gesichts- 
punkten optimale Verteilung von Rechenan- 
lagen und Großrechenanlagen im Hochschul- 
und allgemeinen Wissenschaftsbereich gezogen 
werden? 

Seit dem Jahre 1965 hat sich herausgestellt, daß es 
nicht möglich sein wird, den Spitzenbedarf der wis- 
senschaftlichen Hochschulen, d.h. den über die 
Rechenkapazität der in den Hochschulrechenzentren 
stehenden Anlagen hinausgehenden Bedarf, in 
einem einzigen Rechenzentrum zu decken. Die zu- 
ständigen Gremien der DFG, die in dieser Frage 
über die weitaus größte Erfahrung verfügen, haben 
folgende Konzeption entwickelt, die auch die Bun- 
desregierung für sachdienlich hält: 

a) Alle wissenschaftlichen Hochschulen müssen mit 
einer leistungsfähigen Rechenanlage mittlerer 
Größe (Kosten etwa 3 bis 4 Millionen DM) aus- 
gestattet sein; 

b) zur Deckung des Spitzenbedarfs der Hochschul- 
institute in bestimmten regionalen Räumen, so- 
wie zur Deckung des Rechenbedarfs an Orten, an 
denen mehrere Hochschulen oder neben den 
Hochschulen zahlreiche weitere wissenschaftliche 
Einrichtungen mit Rechenbedarf bestehen, müs- 
sen etwa 8 regionale Rechenzentren aufgebaut 
werden, die mit Großrechenanlagen (Kosten etwa 
10 bis 14 Millionen DM) ausgestattet sind. 


Darüber hinaus müssen einzelne wissenschaftliche 
Einrichtungen, vor allem Großforschungsanstalten, 
eigene Großrcchenanlagen haben. 

4. Teilt die Bundesregierung die in der Denkschrift 
des Deutschen Rechenzentrums von 1965 aus- 
führlich begründete Auffassung: „Die Rechen- 
anlage des Deutschen Rechenzentrums soll 
durch Einrichtung eines Datenfernübertragungs- 
netzes zu allen Hochschulorten in einer Weise 
verfügbar gemacht werden, als sei sie unmittel- 
bar Bestandteil jedes Hochschul- bzw. Institut- 
rechenzentrums. Auf diese Weise können 
Forschungsarbeiten, für die die örtlidie Rechen- 
anlage nicht ausreicht, sofort an die Groß- 
rechenanlage in Darmstadt weitergegeben wer- 
den. Die örtlichen Rechenanlagen stehen dann 
durch diese Entlastung für die ihnen angemes- 
senen Probleme der Hochsdiulforschung unein- 
geschränkt zur Verfügung." ? 

Aus der Beantwortung der Frage zu Nr. 3 ergibt 
sich, daß die Bundesregierung die der Denkschrift 
von Mitarbeitern des DRZ zugrundeliegende Kon- 
zeption, das DRZ müsse mit allen Hochschulorten 
durch Datenfernübertragungsanlagen verbunden 
sein, nicht teilt; ein einziges Rechenzentrum für die 
Bundesrepublik reicht nicht aus. Jedoch wird es 
zweckmäßig sein, die erwähnten regionalen Rechen- 
zentren mit den in ihrem Bereich gelegenen Hoch- 
schulrechenzentren zu verbinden. Zu einem späteren 
Zeitpunkt wird je nach dem Stand der technischen 
Entwicklung ein Verbund aller Rechenzentren unter- 
einander in Betracht zu ziehen sein. 

5. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Mindestbedarf des Deutschen Rechenzen- 
trums an Personal und Raum für zwei Rechner 
alsbald sicherzustellen? 

Zunächst darf ich darauf hinweisen, daß das DRZ 
nicht vom Bund allein getragen wird und der Bund 
insbesondere nicht für die laufenden Kosten aufzu- 
kommen hat. Es handelt sich um eine Stiftung des 
Bundes, des Landes Hessen und der DFG. Alle Maß- 
nahmen, die zur Erweiterung des DRZ getroffen 
werden, bedürfen daher des Zusammenwirkens der 
drei Stifter. Auf Grund der Verfassung der Stiftung 
besteht folgende Teilung der finanziellen Verant- 
wortung: Der Bund trägt die Investitionskosten, die 
Länder decken den laufenden Zuschußbedarf im Rah- 
men des Königsteiner Staatsabkommens, die DFG 
beschafft aus den ihr zur Verfügung stehenden Mit- 
teln je nach Bedarf eine neue Rechenanlage. Seit 
dem Jahr 1964 beteiligt sich der Bund, ohne hierzu 
gegenüber den Stiftern oder der Stiftung verpflichtet 
zu sein, auch an den Betriebskosten. Der Zuschuß 
der Länder beträgt 1967 1 479 000 DM, der des Bun- 
des 571 000 DM. 

Das Kuratorium des DRZ, das sich aus je 2 Vertre- 
tern der genannten Stifter und dem Vorsitzenden 
des wissenschaftlichen Rates des DRZ zusammen- 
setzt, hat gemeinsam mit dem Stiftungsvorstand und 
den Herstellerfirmen der bereits vorhandenen und 
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der bestellten Großrechenanlage die Frage geprüft, 
ob die zweite Großrechenanlage in den vorhandenen 
Räumen untergebracht werden kann. Auch nach aus- 
drücklicher Bestätigung durch den Stiftungsvorstand 
des DRZ ist dies ohne Schwierigkeiten möglich. 
Jedoch müssen einige Umbauarbeiten vorgenommen 
und die Klimaanlagen wesentlich verstärkt werden. 
Für diese Maßnahmen, die rechtzeitig vor Aufstel- 
lung der 2. Maschine abgeschlossen sein können, 
wird, wie ich bereits am 25. November 1966 im 
Deutschen Bundestag mitgeteilt habe, die Bundes- 
regierung die erforderlichen Mittel bereitstellen. 
Zusätzliches Personal wird das DRZ auf Grund des 
ihm von den Ländern für 1968 bereits in Aussicht 
gestellten Steigerungsbetrages für den laufenden 
Zuschuß einstellen können. Außerdem wird die DFG 
schon vorher Mittel bereitstellen, aus denen ein Teil 
des für die Inbetriebnahme des 2. Rechners erforder- 
lichen Personals bezahlt werden kann. Das Personal 
wird zunächst in gemieteten Räumen untergebracht, 
in absehbarer Zeit wird ein Neubau errichtet (siehe 
Antwort zu Nr. 9). 

6. Welche Vorsorge trifft die Bundesregierung, daß 
nicht wie schon im Jahre 1967, besonders aber 
in den Jahren 1968 und 1969 durch einen 
aktiven Mangel an Rechenkapazität die wissen- 
schaftliche Forschung schwer gehemmt ist? 

Die in dieser Frage enthaltene Behauptung, die 
wissenschaftliche Forschung sei schon im Jahre 1967 
durch einen akuten Mangel an Rechenkapazität 
schwer gehemmt, ist nicht zutreffend. Es ist kein 
bedeutsames wissenschaftliches Vorhaben bekannt, 
das durch einen Mangel an Rechenkapazität ernstlich 
gefährdet worden wäre. Ich darf zum Beweis für 
diese Feststellung bemerken, daß es ohne weiteres 
möglich ist, auf mehreren Großrechenanlagen deut- 
scher wissenschaftlicher Einrichtungen Rechenzeiten 
zu mieten, um den Bedarf aufzufangen, der über die 
gegenwärtige Kapazität des DRZ hinausgeht. Das 
gilt u. a. für die IBM 360/75, die im April in der 
Kernforschungsanlage Jülich aufgestellt wird, und, 
wie dies bei allen Großrechnern natürlicherweise 
der Fall ist, nicht vom ersten Augenblick an in drei 
Schichten ausgenutzt wird. Es gilt aber auch für die 
Großrechenanlage des Deutschen Wetterdienstes 
und der Technischen Hochschule Aachen, die dem 
DRZ Rechenzeit angeboten haben. 

Diese gewisse Elastizität ist eine Folge davon, daß 
in den Jahren 1966 und 1967 zusätzlich zu den be- 
reits vorhandenen eine beachtliche Zahl mittlerer 
und großer Rechner aufgestellt wurde bzw. wird. 
Es handelt sich dabei, ohne daß diese Liste Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt, vor allem um die folgen- 
den Anlagen: 

TH Braunschweig ICT 1907 

Landwirtschaftshochschule 
Hohenheim ICT 1909 

TU Berlin ICT 1909 


TH Aachen 

CD 6400 

Uni Mainz 

CD 3300 

Uni Tübingen 

CD 3200 

Uni Marburg 

TR 4 

Uni Münster 

IBM 360/50 

Uni Kiel 

EL X 8 

Uni Würzburg 

EL X 8 

TLI Karlsruhe 

EL X 8 

Deutscher Wetterdienst 

CD 3800 


Auch die Kernforschungszentren, die der Bund finan- 
ziert oder an deren Finanzierung der Bund beteiligt 
ist, werden mit größeren Datenverarbeitungsanlagen 
ausgestattet. So wird z. Z. eine Großrechenanlage 
(IBM 360/75) für das Deutsche Elektronensynchro- 
tron, Hamburg, aufgestellt. Die Kernforschungs- 
anlage Jülich e. V. hat eine Rechenanlage (IBM 
360/75) bestellt. Ferner ist vorgesehen, die Rechen- 
kapazitäten bei der Gesellschaft für Kernforschung 
mbH, Karlsruhe, und dem Institut für Plasmaphysik 
GmbH, München, durch die Aufstellung moderner 
Groißrechenanlagen erheblich zu erweitern. 

Der Bund hat im Kreditfinanzierungsgesetz 1967 
Mittel für Zwecke der Wissenschaft und Forschung 
bereitgestellt. Ein Teil dieser Mittel dient der Be- 
schaffung von Datenverarbeitungsanlagen für Hoch- 
schulinstitute, einem Max-Planck-Institut und der 
Deutschen Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
e. V. 

! Wenn die gegenwärtig vorhandene Rechenkapazität 
voll ausgenutzt wird, und das ist weitgehend eine 
| Organisationsfrage, so werden die Wissenschaft 
: ernstlich beeinträchtigende Engpässe nicht auftreten. 

| Nach Ansicht aller Fachleute muß aber die Rechen- 
! kapazität für die deutschen wissenschaftlichen Ein- 
j richtungen mit dem wachsenden Bedarf beträchtlich 
j erweitert werden. Der Verwaltungsausschuß des 
I Bund/Länder- Abkommens zur Förderung von Wis- 
J senschaft und Forschung hat sich mit den in der Ant- 
wort zu Ziffer 2 erwähnten Vorschlägen der DFG für 
die Errichtung regionaler Rechenzentren befaßt und 
sie gutgeheißen. Es kommt jetzt darauf an, in den 
nächsten Llaushaltsjahren die erforderlichen Mittel 
bereitzustellen. Die Haushaltsberatungen in Bund 
und Ländern werden zeigen, in welchem Maße dies 
möglich ist. Daneben wird die DFG ihr seit Jahren 
laufendes Programm für die Errichtung und Ergän- 
zung der Hochschulrechenzentren fortführen; außer- 
dem werden der Bund und sicherlich auch einige 
Länder ihre eigenen Forschungsanstalten mit weite- 
ren Rechenanlagen ausstatten. 

7. Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bundes- 
regierung die internationale, besonders aber die 
deutsch-amerikanische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Datenverarbeitung speziell bei Aus- 
tausch von Programmen, die der Forschung auf 
allen Wissenschaftsgebieten dienen? 
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Die 'internationale Zusammenarbeit und der Aus- 
tausch von Erfahrungen sind für alle Gebiete der wis- 
senschaftlichen Forschung eine Notwendigkeit. Dies 
gilt auch für die deutsch-amerikanische Zusammen- 
arbeit und die Zusammenarbeit der europäischen 
Staaten. - Auf dem Gebiet der Datenverarbeitung 
kommt dem Austausch von Programmen eine be- 
sondere Bedeutung zu, da hierdurch aufwendige 
Doppelarbeiten vermieden werden können. Ein sol- 
cher Programmaustausch setzt voraus, daß die Pro- 
gramme in einer solchen Form vorliegen, daß sie 
auch auf Datenverarbeitungsanlagen verschiedenen 
Typs und auch verschiedener Hersteller benutzt 
werden können. Wäre dies nicht der Fall, so könnte 
ein Programmaustausch nur zwischen Benutzern von 
Datenverarbeitungsanlagen eines Herstellers und 
eines Typs erfolgen und ein internationaler Aus- 
tausch wäre nur möglich, wenn in der ganzen Welt 
Anlagen eines Typs von einem Hersteller verwen- 
det werden. Mit der Entwicklung von sogenannten 
problemorientierten Programmiersprachen (z. B. 
FORTRAN, ALGOL) wird daher das Ziel verfolgt, 
Programme aufstellen zu können, die unabhängig 
von der verwendeten Datenverarbeitungsanlage lau- 
fen können. Die Internationale Standardisierungs- 
Organisation (ISO) und mit ihr u. a. auch der Deut- 
sche Normenausschuß und die American Standards 
Association (ASA) sind auf diesem Gebiet tätig. Als 
Ergebnis der bisherigen Arbeiten sind demnächst 
die ersten Empfehlungen der ISO zu FORTRAN und 
ALGOL zu erwarten. Die ASA hat bereits im März 
1966 ihre Empfehlungen für FORTRAN veröffent- 
licht. Diese Norm wird bereits von mehreren ameri- 
kanischen Herstellern von Datenverarbeitungsanla- 
gen verwendet. Auch die deutschen Firmen, die Da- 
tenverarbeitungsanlagen entwickeln und hersteilen, 
sehen für ihre Anlagen Übersetzer für die gängigen 
maschinenunabhängigen Programmiersprachen vor, 
d. h. sie achten auf eine vollständige Kompatibilität 
dieser Übersetzer mit den international verwende- 
ten Programmiersprachen. 

Diese Bemühungen zeigen, daß sowohl von den Her- 
stellern von Datenverarbeitungsanlagen als auch 
von dem für die Normung zuständigen internatio- 
nalen Gremium die Bedeutung des Programmaus- 
tausches seit langem erkannt ist. Die Bundesregie- 
rung wird diese Bemühungen unterstützen. 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststel- 
lung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
25. Januar 1967: „Die Entwicklungsrisiken des 
Deutschen Großcomputers dürfen nicht zu La- 
sten der Wissenschaft gehen." ? 

Der zitierten Aussage in der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung könnten andere Feststellungen in der 
FAZ gegenübergestellt werden, beispielsweise die 
vom 14. Dezember 1966: „Das Deutsche Rechen- 
zentrum nicht benachteiligt' 1 . Im übrigen glaube ich, 
durch die Aufzählung der beschafften oder bestell- 
ten Rechenanlage gezeigt zu haben, daß die Rechen- 


kapazität für die deutsche Wissenschaft beträchtlich 
erweitert wird und mithin nicht die Gefahr besteht, 
daß die Entwicklungsrisiken eines deutschen Groß- 
computers zu Lasten der Wissenschaft gehen. Daß 
in der Bestellung oder Inbetriebnahme eines neuen 
Computers in jedem Fall ein gewisses Risiko liegt, 
habe ich bereits in der Beantwortung der mündlichen 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Moersch im Deut- 
schen Bundestag am 27. Oktober 1966 erklärt. Dies 
gilt aber, wie gerade die jüngste Vergangenheit 
gezeigt hat, auch für ausländische Rechner. 

9. Ist die Bundesregierung bereit, die genauen 
Ausbauplätze der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft und des Bundesministeriums für wissen- 
schaftliche Forschung für das Deutsche 
Rechenzentrum zu veröffentlichen? 

Eigene Ausbaupläne der Deutschen Forschungsge- 
| meinschaft und des Bundesministeriums für wissen- 
schaftliche Forschung für das DRZ bestehen nicht 
und können nach der gegebenen Verteilung der Zu- 
ständigkeiten und Verantwortlichkeiten auch nicht 
! bestehen. Jedoch wird das Kuratorium des DRZ in 
i Kürze über die für die Aufstellung des zweiten Rech- 
ners erforderlichen Umbaumaßnahmen auf Grund 
der bautechnischen Unterlagen und des Kosten- 
: anschiages formell entscheiden. Außerdem hat das 
! Kuratorium des DRZ den Stiftungsvorstand beauf- 
tragt, ein Raumprogramm vorzulegen, das dem ab- 
i sehbaren zusätzlichen Bedarf des DRZ gerecht wird. 
Das Kuratorium des DRZ wird sodann über diesen 
Plan entscheiden. Die Bundesregierung hat auf 
Grund der Beschlüsse des Kuratoriums festzustellen, 

I ob die für die Durchführung der Vorhaben erforder- 
lichen Investitionsmittel bereitgestellt werden kön- 
nen. Die Bundesregierung hat ihrerseits keine Be- 
denken, wenn die Beschlüsse des Kuratoriums über 
den weiteren Ausbau veröffentlicht werden. Ich darf 
' jedoch auch bei dieser Gelegenheit nochmals darauf 
hinweisen, daß das DRZ nicht eine Einrichtung ist, 
die allein vom Bund und von der DFG getragen 
wird. 

10. Wird die Bundesregierung dafür eintreten, daß 
die genauen Begründungen für Entscheidungen 
der Selbstverwaltungsorgane der Wissenschaft 
und ggf. der Beraterorgane der Bundesregierung 
insbesondere auf dem Gebiet der Rechen- 
anlagen, in einer Form publiziert werden, die 
eine Nachprüfung dieser Entscheidungen für 
alle sachlich interessierten und kompetenten 
deutschen Wissenschaftler erlaubt? 

Um auf den konkreten Anlaß für diese Frage einzu- 
gehen, möchte ich darauf hinweisen, daß die DFG 
durch ihren Präsidenten und den Vorsitzenden der 
Kommission für Rechenanlagen in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 14. Dezember 1966 die 
Gründe für ihre Entscheidung, einen deutschen 
Großrechner für das DRZ zu bestellen, eingehend 
dargestellt hat. Die Selbstverwaltungsorgane der 
Wissenschaft unterliegen keinen Weisungen oder 
majorisierenden Einflüssen der Bundesregierung. 
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Ihnen kann daher auch nicht vorgeschrieben werden, 
ob und in welchen Fällen die Gründe für ihre Ent- 
scheidung publiziert werden sollten. Durch ihre 
Zusammensetzung bieten sie die Gewähr dafür, daß 
ein breites Spektrum wissenschaftlicher Meinungen 
bei der Erarbeitung von Entscheidungen zu Gehör 
kommt. Wenn nach eingehender Erörterung Ent- 
scheidungen getroffen worden sind, so ist es nach 
Ansicht der Bundesregierung nicht zweckmäßig, die 
Durchführung derartiger Entscheidungen durch wei- 
tere wissenschaftliche Erörterungen zu hemmen, die 
aus der Natur der Wissenschaft heraus nahezu end- 
los weitergehen können. 

Diese Feststellung hindert freilich nicht, daß die 
Bundesregierung es im Einzelfall für zweckmäßig 


halten kann, einer Selbstverwaltungsorganisation 
die Publizierung ihrer Entscheidungsgründe, die 
übrigens im allgemeinen mehr aus technischen, als 
aus grundsätzlichen Erwägungen unterbleibt, nahe- 
zulegen, ohne jedoch auf die Entscheidung selbst 
einen bestimmenden Einfluß ausüben zu können. 

Auch die Beraterorgane der Bundesregierung, dar- 
unter der Fachbeirat für Datenverarbeitung beim 
BMwF, sind So zusammengesetzt, daß alle wissen- 
schaftlichen Meinungen zu Wort kommen. Grund- 
sätzlich sind die Beratungen dieser Gremien ver- 
traulich. Es muß den Gremien selbst und der Bun- 
desregierung überlassen bleiben, ob im Einzelfall 
die Vertraulichkeit aufgehoben werden kann und 
soll. 


Stoltenberg 



